
Da ich. keine Düngerzuteilung bekam und außerdem 
die Felder während der Bewirtschaftung durch die LPG 
sehr stark verunkrautet waren, hatte ich am Ende des 
Jahres 1953 folgende Sollrückstände:

1. Getreide 69,51 dz
2. Kartoffeln 102 dz
3. Ölsaaten 5,42 dz
4. Hülsenfrüchte 4 dz
5. Schweinefleisch 6,2 dz
6. Milch 208 kg

Am 8. 4. 1954 wurde ich nach Halberstadt zur Kreia- 
verwaltung bestellt. In Gegenwart des Deiters der Ab­
teilung Landwirtschaft Haindorf erklärte mir der 
Referent für landwirtschaftliche Produktionsgenossen­
schaften Loot, daß ich wirtschaftsunfähig sei und for­
derte mich auf, eine Verzichtserklärung zu unterschrei­
ben, sowie jede weiteren Rechtsansprüche auf die Be­
triebe aufzugeben.
Am 9. 4. 1954 habe ich zusammen mit meiner Ehefrau 
bei der Abteilung Landwirtschaft des Rates des Bezir­
kes in Magdeburg vorgesprochen. Dort war meine An­
gelegenheit bereits bekannt und ich wurde auch dort 
von einem gewissen Albrecht zur Abgabe einer unbe­
schränkten Verzichtserklärung aufgefordert.
Die beiden Betriebe werden jetzt wieder von der LPG 
Quenstedt bewirtschaftet.
Ich bin bereit, diese Angaben zu beeiden.
Berlin, den 29. 4. 1954

gez. Helmut Herdt

*

Um einen Anreis sum Eintritt in die Produktionsgenos­
senschaften su schaffen, wurde im Februar 1954 ein 
Gesets über die Entschuldung der Klein- und Mittel­
bauern beim Eintritt in die landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften erlassen. Außerdem erging 
eine Anweisung über die Ermäßigung von Steuern für 
die Mitglieder der LPG’s. Welche Belastungen die frei 
wirtschaftenden Bauern im Gegensatz su den Mitglie­
dern der Produktionsgenossenschaft haben, zeigt deut­
lich ein Auszug aus dem Tarif der MTS vom Februar 
1954.
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Gesetz über die Entschuldung der Klein- und Mittel­
bauern beim Eintritt in Landwirtschaftliche Produk­
tionsgenossenschaften, vom 17. Februar 1954 (GBl. 1954,
S. 224).

§ 1
(1) Altbauern, die einer Landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaft beigetreten sind, werden von den 
auf ihren Bauernhöfen ruhenden Schuldsummen befreit.
(2) Voraussetzung für die Befreiung ist, daß

a) die Schuld vor dem 9. Mai 1945 entstanden ist,
b) die Schuld durch Grundpfandrecht auf dem 

Bauernhof gesichert ist und von der Deutschen 
Investitionsbank oder einem anderen Kredit­
institut in der Deutschen Demokratischen Re­
publik geltend gemacht werden kann.

(3) Die Befreiung wird unwirksam, wenn der Genossen­
schaftsbauer aus der Landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaft austritt oder ausgeschlossen wird.

§ 2
(1) Altsiedler, die einer Landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaft beigetreten sind, werden von den 
auf ihren Bauernhöfen ruhenden Schuldsummen befreit.

(2) Voraussetzung für die Befreiung ist, daß
a) die Schuld vor dem 9. Mai 1945 entstanden ist,
b) die Schuld durch Grundpfandrecht auf dem 

Bauernhof gesichert ist und von der Deutschen 
Investitionsbank geltend gemacht werden kann.

(3) Die Befreiung wird unwirksam, wenn der Genossen­
schaftsbauer aus der Landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaft austritt oder ausgeschlossen wird.
(4) Altsiedler sind diejenigen werktätigen Bauern, die 
nach § 7 ff. des Gesetzes über Entschuldung und Kredit­
hilfe für Klein- und Mittelbauern vom 8. September 1950 
(GBl. S. 969) entschuldet worden sind.

§ 3
Die Schuldsumme im Sinne dieses Gesetzes ist der am 
Stichtag bestehende Restkapitalbetrag des Grundpfand­
rechtes. Stichtag ist der Tag des Eintritts in die Land­
wirtschaftliche Produktionsgenossenschaft. Bis zum 
Stichtag rückständige Zinsen oder Tilgungen fallen 
nicht unter die Befreiung.

§ 4
(1) Die Löschung der Schuld erfolgt auf Antrag der 
in die Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft 
aufgenommenen Bauern und Altsiedler durch die 
Deutsche Investitionsbank nach Maßgabe der §§lund2.
(2) Die Deutsche Investitionsbank veranlaßt die 
Löschung der Schuldsumme im Grundbuch nach Maß­
gabe der §§ 1 und 2.
(3) Die Löschung erfolgt gebührenfrei. § 29 Grund­
buchordnung findet keine Anwendung.
(4) Die durchgeführte Löschung der Schuldsumme 
nach Maßgabe dieses Gesetzes ist den Genossenschafts­
bauern von der Deutschen Investitionsbank mitzuteilen.

§ 5
Die Kreditinstitute erhalten in Höhe ihrer Ausfälle ver­
zinsliche Schuldbuchforderungen der Deutschen Demo­
kratischen Republik.

§ 6
Durchführungsbestimmungen zu diesem Gesetz erläßt 
das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft im Ein­
vernehmen mit dem Ministerium der Finanzen.

§ 7
Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 17. Februar 1954
Das vorstehende, vom Präsidenten der Volkskammer 
unter dem achtzehnten Februar neunzehnhundertvier­
undfünfzig ausgefertigte Gesetz wird hiermit verkündet. 
Berlin, den zwanzigsten Februar neunzehnhundertvier­
undfünfzig.

Der Präsident 
der Deutschen Demokratischen Republik 

W. P i e c k
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Anweisung über die Besteuerung der Mitglieder der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft für 
das Jahr 1953, vom 25. Februar 1954 (Zentralblatt 1954
S. 85).
Die steuerlichen Vergünstigungen für die Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften für das Jahr 
1952 haben zu ihrem Teil zur Bildung und Festigung 
der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
und der persönlichen Wirtschaft ihrer Mitglieder bei­
getragen.
Um auch weiterhin durch steuerliche Maßnahmen die 
Entwicklung und Stärkung der Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften und der persönlichen

29 225


